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b) §§ 11 und 14 der Verordnung über die Errichtung 
und Tätigkeit des Staatlichen Notariats vom 
15. Oktober 1852 (GBl. S. 1055),

c) die Reichsnotarordnung vom 13. Februar 1937 
(RGBl. I S. 191),

d) alle vor dem 8. Mai 1945 erlassenen Bestimmun­
gen, in denen Kostenbefreiung für die Tätigkeit 
der Notariate festgelegt ist.

(3) Die von den früheren Ländern erlassenen Be­
stimmungen über die Tätigkeit der Notariate werden 
aufgehoben.

(4) Das Gesetz über die Angelegenheit der Frei­
willigen Gerichtsbarkeit vom 7. Mai 1898 (RGBl. S. 139) 
einschließlich der dazu erlassenen Ausführungs- und 
Durchführungsbestimmungen sind von staatlichen und 
freiberuflichen Notaren nicht mehr anzuwenden.

Das vorstehende, vom Präsidenten der Volkskammer im Namen des Präsidiums der Volkskammer unter dem 
neunzehnten November neunzehnhundertsechsundfünfzig ausgefertigte Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den vierundzwanzigsten November neunzehnhundertsechsundfünfzig

Der Präsident 
der Deutschen Demokratischen Republik

W .  P i e c k

Anordnung
über die Ersetzung zerstörter oder abhanden 

gekommener gerichtlicher und notarieller Urkunden.

Vom 16. November 1956
Auf Grund des § 70 des Gerichtsverfassungsgesetzes 

vom 2. Oktober 1952 (GBl. S. 983), des § 90 des Gesetzes 
vom 16. November 1956 über das Verfahren des Staat­
lichen Notariats — Notariatsverfahrensordnung — 
(GBl. I S. 1238) und des § 8 des Einführungsgesetzes 
vom 2. Oktober 1952 zur Strafprozeßordnung (GBl. 
S, 995) wird folgendes angeordnet:

§ 1

(1) Ist die Urschrift eines Urteils oder einer anderen 
von einem Gericht oder Notar hergestellten Urkunde 
zerstört worden oder sonst abhanden gekommen, so 
kann diese ersetzt werden.

(2) Ist von der Urschrift noch eine Ausfertigung oder 
beglaubigte Abschrift vorhanden, so ist eine beglaubigte 
Abschrift dieser Ausfertigung oder der beglaubigten 
Abschrift herzustellen. Diese ist mit dem Vermerk zu 
beglaubigen, daß die Urschrift abhanden gekommen 
ist und daß diese beglaubigte Abschrift an die Stelle 
der Urschrift tritt.

(3) Ist eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Ab­
schrift der Urkunde nicht mehr vorhanden, SO Wird 
der Inhalt der abhanden gekommenen Urkunde des 
Gerichts oder des Notariats durch Beschluß festgestellt. 
Der Beschluß tritt an die Stelle der Urschrift.

(4) Die neu hergestellte Urkunde oder ein an­
zufertigendes Zweitstück sowie der Beschluß ver­
bleiben bei dem Gericht oder dem Notar.

§ 2
(1) Für die Ersetzung-von Urkunden ist das Gericht 

oder der Notar zuständig, die die Urkunde hergestellt 
oder verwahrt haben.

(2) Kann nicht festgestellt werden, welches Gericht 
oder welcher Notar die Urkunde hergestellt oder ver­
wahrt hat, oder liegt das Gericht oder Notariat nicht 
im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik, so 
ist das Stadtbezirksgericht Mitte in Berlin bzw. das 
Staatliche Notariat Mitte in Berlin zuständig. Diese 
können die Sache aus wichtigen Gründen an ein 
anderes Gericht bzw. Notariat abgeben.
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§ 3

(1) Die Ersetzung von Urkunden erfolgt auf Antrag 
oder von Amts wegen. Im Antrag sind die Gründe, die 
eine Ersetzung rechtfertigen, und alle Tatsachen sowie 
Beweismittel anzugeben.

(2) Erachtet das Gericht oder der Notar den Antrag 
nicht für begründet, so ist er abzulehnen. Gegen die 
Ablehnung steht dem Antragsteller die Beschwerde zu; 
dies gilt nicht, soweit in dem Gesetz über das Ver­
fahren des Staatlichen Notariats für die Notare eine 
andere Regelung vorgesehen ist.

§ 4

(1) Das Gericht und der Notar können bei einem Ver­
fahren nach § 1 Abs. 2 dem Besitzer von Ausfertigungen 
oder beglaubigten Abschriften aufgeben, diese zur Ein­
sichtnahme vorzulegen. Kommt der Besitzer der An­
ordnung nicht nach, so kann er durch ein Zwangsgeld 
bis zu 300,— DM zur Vornahme der Handlung an­
gehalten werden. Das Zwangsgeld muß, bevor es fest­
gesetzt wird, angedroht werden. Eine Wiederholung der 
Festsetzung des Zwangsgeldes ist zulässig.

(2) Gegen die Anordnung und die Festsetzung eines 
Zwangsgeldes kann der Betroffene innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen Beschwerde einlegen.

§ 5

Vor der Entscheidung über die Ersetzung der Urkunde 
sind einer oder mehrere Beteiligte zu hören. Handelt 
es sich um eine Urkunde, die ein Gericht in einem 
Rechtsstreit abgefaßt hat, so sind die Parteien zu 
hören.

§ 6
Der Beschluß des Gerichts x)der des Notariats über 

die Ersetzung einer Urkunde ist dem Antragsteller 
und, soweit sie bekannt sind, auch den betroffenen Be­
teiligten zuzustellen. Beteiligte sind stets die Parteien 
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten sowie die Vertrags­
partner eines vom Notar beurkundeten. Rechts­
geschäftes.

§ 7
(1) Gegen den Beschluß über die Ersetzung der Ur­

kunde können die Beteiligten innerhalb von 14 Tagen 
Beschwerde einlegen.

(2) Im übrigen kann jeder, der durch den Beschluß 
des Gerichts oder Notars betroffen ist, die erneute


